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Einleitung 

 

Die im Januar 2024 veröffentlichte ForuM-Studie hat gezeigt, dass das Thema sexualisierte 

Gewalt in Kirche und Diakonie lange verdrängt wurde und dass das Ausmaß der Taten 

größer ist als bisher bekannt war oder als man es in der evangelischen Kirche wahrhaben 

wollte. Fälle sexualisierter Gewalt in Kirche und Diakonie wurden weithin als "Einzelfälle" 

bezeichnet und als gesamtgesellschaftliches Problem abgetan. Das Selbstbild einer fort-

schrittlichen, demokratisch strukturierten Kirche führte zu einer Tabuisierung und Ausblen-

dung des Themas. Die ForuM-Studie hat diese Fehler benannt und zudem die gravierenden 

Folgen von sexualisierter Gewalt auf die Biografie von betroffenen Menschen beschrieben. 

Sie schließt mit einer Reihe von Empfehlungen an die Gliedkirchen, die es nun umzusetzen 

gilt. Die Landessynode der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers hat sich des-

halb anlässlich ihrer letzten Tagung vom 5. bis 8. Juni 2024 in Loccum im Schwerpunkt mit 

sexualisierter Gewalt im kirchlichen Kontext befasst.  

 

Zu dieser Tagung hatte das Landeskirchenamt das Aktenstück Nr. 99 vorgelegt, mit dem 

u.a. zur ForuM-Studie, zu landeskirchlichen Aufarbeitungsstudien und zu einem adäquaten 

Umgang mit sexualisierter Gewalt und ihren Folgen berichtet wurde. Den Kern der Darstel-

lung in diesem Bericht bildeten die Maßnahmen, die in der Landeskirche in Bezug auf die 

Prävention, die Intervention und die Aufarbeitung in Wege geleitet wurden. 

 

Das hier vorgelegte Aktenstück knüpft an das Aktenstück 99 an. In einem ersten Teil wird 

der aktuelle Stand der Maßnahmen dargestellt. Der zweite Teil enthält Ausführungen zu 

den Ergebnissen bezüglich der verschiedenen Anfragen, die die Landessynode im Zuge 

ihrer letzten Tagung an das Landeskirchenamt und an die Fachstelle Sexualisierte Gewalt 

gerichtet hat. 

 

 

I. 

Aktueller Stand der Maßnahmen 

 

1. Fachstelle Sexualisierte Gewalt 

Die Fachstelle ist Ansprech- und Meldestelle im Sinne der Gewaltschutzrichtlinie der 

Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und befasst sich zudem mit der Prävention, 

der Intervention und der Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der Landeskirche. Als 

Ansprechstelle nimmt sie eine betroffenenorientierte Haltung ein und unterstützt,  

begleitet und berät von sexualisierter Gewalt betroffene Personen bei der Beantragung 

von Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen. 



AKTENSTÜCK NR. 99 A  SEITE  3 

 

 

Die Fachstelle berät das Landeskirchenamt und die kirchlichen Untergliederungen auch 

in Bezug auf die individuelle oder institutionelle Aufarbeitung. Sie ist in Arbeitsgruppen 

und Gremien vertreten (Landeskirche, Konföderation, EKD), die sich mit dem Thema 

sexualisierte Gewalt befassen, insbesondere in der fachübergreifend besetzten  

"Arbeitsgruppe gegen sexualisierte Gewalt" (AGgsG) im Landeskirchenamt, in der die 

Maßnahmen gegen sexualisierte Gewalt zentral beraten und zur Umsetzung gebracht 

werden. 

 

Die Fachstelle ist in ihrer inhaltlichen Arbeit weisungsfrei und betroffenenorientiert. 

Zugleich ist sie eine rechtlich unselbständige Organisationseinheit des Landeskirchen-

amtes und dem Präsidenten des Landeskirchenamtes zugeordnet. Diese Konstellation, 

in der es zu widerstreitenden Interessen der Fachstelle und der landeskirchlichen  

Verwaltung kommen kann, insbesondere bei Fragen der Finanzierung, ist bewusst  

gewählt worden, damit anstehende Entscheidungen zu diesem Thema zuvor von mög-

lichst allen Seiten beleuchtet werden. Das Landeskirchenamt ist über das Kollegium für 

die Umsetzung der von der Fachstelle empfohlenen Maßnahmen verantwortlich. Die 

Schnittstelle zwischen der Fachstelle und dem Landeskirchenamt liegt bei der neu  

geschaffenen Stelle des persönlichen Referenten des Präsidenten (siehe nachfolgender 

Gliederungspunkt). 

 

Der Kontakt mit der Fachstelle bildet regelmäßig den Ausgangspunkt für die Anerken-

nung und Aufarbeitung des individuell erlittenen Unrechts Betroffener. Auch aus ihrer 

Arbeitsweise ziehen Betroffene Rückschlüsse darauf, wie die Landeskirche mit dem 

Thema sexualisierte Gewalt generell umgeht. Daher ist die personelle Ausstattung der 

Fachstelle und die Erhaltung und Schaffung effektiver Strukturen von besonderer  

Bedeutung. Im Aktenstück Nr. 99 ist die geplante Stellenbesetzung dargestellt worden. 

 

Inzwischen wurde die Leitung der Fachstelle neu besetzt. Weil es sich um eine interne 

Besetzung aus der Fachstelle handelt, ist die nun freigewordene Stelle für Prävention 

nachzubesetzen. Die bisherige kommissarische Leitung und die neue Leitung werden 

für einige Monate überlappend besetzt sein, damit der Übergang gut gestaltet werden 

kann. Die halbe juristische Stelle ist ebenfalls besetzt, ebenso die Stelle für die Beglei-

tung von sexualisierter Gewalt betroffener Personen. Die Mitarbeiterin im Bereich Auf-

arbeitung ist seit August 2024 nun vollständig aus ihrer Elternzeit zurückgekehrt.  

Sobald die durch die interne Besetzung der Leitungsposition freigewordene Stelle  

wieder besetzt ist, ist das Personaltableau vorerst komplett. 
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2. Persönlicher Referent des Präsidenten 

Die 1,0-Stelle eines persönlichen Referenten wird zum Beginn des Jahres 2025 besetzt 

sein. Die Personalauswahl ist bereits abgeschlossen. 

 
Wie im Aktenstück Nr. 99 ausgeführt, hat diese Person u.a. die Aufgabe, dem Präsi-

denten und ggf. weiteren kirchenleitenden Personen des Landeskirchenamtes auf dem 

Feld "Arbeit gegen sexualisierte Gewalt" zuzuarbeiten und diese zu beraten. Sie wird 

in den einschlägigen Arbeitsgruppen und Gremien der Landeskirche, der Konföderation 

und der EKD mitarbeiten. Dazu gehört, dass diese Person die Geschäftsführung der 

AGgsG innehaben wird. Die hier beschriebene Stelle ist keine Stelle eines persönlichen 

Referenten im üblichen Sinne, weil sich die Aufgaben nahezu ausschließlich auf das 

Thema sexualisierte Gewalt beschränken. Der persönliche Referent ist – im Gegensatz 

zur Fachstelle – vollständig weisungsabhängig vom Präsidenten. 

 

3. Prävention 

Zur Präventionsarbeit gehört insbesondere die flächendeckende Einführung von 

Schutzkonzepten gegen sexualisierte Gewalt in allen kirchlichen Untergliederungen. 

Das Schutzkonzept für das Landeskirchenamt ist inzwischen abschließend erstellt, den 

Mitarbeitenden bekanntgemacht worden und darin beschlossene Maßnahmen (z.B. 

Verhaltenskodex, Selbstverpflichtungserklärung) werden umgesetzt. Seine Beachtung 

ist arbeits- und dienstrechtliche Pflicht. 

 
Ein wesentliches Ziel ist es, alle Mitarbeitenden der Landeskirche im Rahmen der flä-

chendeckend einzuführenden Präventionskonzepte zu schulen. Dieses Ziel ist, wenn-

gleich es sich um einen allgemeinen Konsens handelt, so allerdings schriftlich noch 

nicht fixiert worden. Maßgeblich ist noch die Rundverfügung G8/2021, nach der "ver-

bindliche Fortbildungsveranstaltungen für alle ehrenamtlich und beruflich Mitarbeiten-

den in Leitungsaufgaben und in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sowie in Seel-

sorge und Beratung durchzuführen" sind. Dieses in der Rundverfügung festgehaltene 

Ziel sollte ursprünglich Ende 2024 erreicht sein. Die Rundverfügung wird kurzfristig 

anzupassen sein, weil, wie oben ausgeführt, nunmehr alle Mitarbeitenden geschult 

werden sollen, wie es auch die Gewaltschutzrichtlinie der EKD in ihrer aktuellen Fas-

sung vorsieht (§ 6 Absatz 3 Nr. 5 Gewaltschutzrichtlinie). Dieses erweiterte Ziel ist bis 

zum Ende des Jahres 2024 nicht zu schaffen. Aus den Daten der kirchlichen Zusatz-

versorgungskasse ergibt sich, dass bei der Landeskirche rund 22 500 hauptamtliche 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tätig sind. Ehrenamtliche sind hier nicht mitgezählt. 

Bis Ende 2024 werden seit Beschluss des Schulungskonzeptes Anfang 2022 rund  

10 000 Mitarbeitende geschult worden sein. 
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Zu den Schulungen im Einzelnen: Aktuell sind 149 Multiplikatorinnen und Multiplikato-

ren ausgebildet. Aufgrund der Anmeldungen zu den weiteren Multiplikatoren-Schulun-

gen werden bis Mitte 2025 rund 200 Personen zu Multiplikatoren ausgebildet sein. Seit 

Februar 2022 bis Mitte Oktober 2024 haben über 9 000 Personen eine Grundschulung 

bekommen. Durch die steigende Zahl der Multiplikatorinnen und Multiplikatoren und 

aufgrund der personellen Aufstockung in der Fachstelle werden voraussichtlich weitere 

rund 10 000 Personen im Jahr 2025 eine Grundschulung erhalten. Auch im Rahmen 

der Juleica-Ausbildung wird zum Umgang mit sexualisierter Gewalt geschult. Aktuell 

gibt es in der Landeskirche 3 522 gültige Juleica-geschulte Mitarbeitende. 

 

Soweit es die Anzahl der Schutzkonzepte betrifft, ist auszuführen, dass alle 711 Kitas 

der Landeskirche mit Schutzkonzepten ausgestattet sind. Dies hat eine Abfrage im 

vergangenen Jahr ergeben. Ein entsprechendes Konzept ist in Kitas unerlässlich, auch 

weil der staatliche Gesetzgeber die Entwicklung eines Konzepts zum Schutz vor Gewalt 

als eine Voraussetzung für die Erteilung der Betriebserlaubnis normiert hat (§ 45  

Absatz 2 Nr. 4 SGB VIII). Dies gilt sowohl für Kindertagesstätten, stationäre Einrich-

tungen der Kinder- und Jugendhilfe als auch der Eingliederungshilfe. Die Kitas der  

Landeskirche werden durch die Kita-Fachberatung, die im Diakonischen Werk evange-

lischer Kirchen in Niedersachsen e.V. (DWiN) angesiedelt ist, bei der Implementierung 

und Weiterentwicklung solcher Konzepte begleitet. Im Rahmen der Fachberatung über 

das DWiN wurden und werden die Mitarbeitenden in den Kitas der Landeskirche auch 

von dort geschult, um die Vorgaben des § 45 Absatz 2 Nr. 4 SGB VIII zu erfüllen. Zur 

Koordination dieser Aufgabe hält das DWiN eine Referentin für "Gewaltprävention und 

Kinderschutz" bereit. 

 
Die sechs evangelischen Schulen und das Evangelische Schulwerk haben allesamt 

Schutzkonzepte erarbeitet und eingeführt. 

 
Rund 70 % der Kirchenkreise haben ein Schutzkonzept eingeführt, die Zahl steigt  

stetig. 

 

4. Intervention 

Mit Intervention werden im weitesten Sinne die Reaktionswege und Abläufe beschrie-

ben, die in Gang gesetzt werden, wenn Fälle von sexualisierter Gewalt bekannt werden. 

Klare Interventionsverfahren mit eindeutigen Zuständigkeiten sind der beste Weg, um 

einer Verantwortungsdiffusion entgegenzuwirken. Die Landeskirche Hannovers handelt 

bei Verdachtsfällen nach einem öffentlich einsehbaren Interventionsplan, der in seiner 

aktuellen Fassung mit der Rundverfügung G1/2024 bekanntgegeben wurde. Er basiert 

auf dem bereits seit 2003 erstmals erstellten Ablaufplan, der über die Jahre immer 
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wieder angepasst wurde. Eine Unterarbeitsgruppe der AGgsG befasst sich aktuell mit 

einer weiteren Überarbeitung. 

 
Insbesondere die Frage, wann eine Handlung oder ein entsprechender Verdacht als 

sexualisierte Gewalt einzuordnen ist, führt mitunter in der Praxis zu Fragestellungen. 

Zwar hält die Gewaltschutzrichtlinie der EKD ausführliche Definitionen zu sexualisierter 

Gewalt bereit, jedoch gibt es Grenzfälle, die auch die beste abstrakte Definition nicht 

eindeutig klären kann. In Zweifelsfällen berät hier die Fachstelle der Landeskirche. 

 
Immer wieder stellt sich auch die Frage, wann Strafanzeige durch den kirchlichen 

Rechtsträger bzw. das Landeskirchenamt gestellt wird, in erster Linie dann, wenn die 

betroffene Person bzw. deren Erziehungsberechtigte eine Strafverfolgung ausdrücklich 

ablehnen. Hier ist immer zu bedenken, dass es auch um die Verhinderung weiterer 

Straftaten geht, weshalb durch den kirchlichen Träger grundsätzlich Anzeige erstattet 

wird. In dem Fall, dass Betroffene eine Anzeige ablehnen, wird diesen aus den genann-

ten Gründen dennoch dringend zu einer Anzeige geraten. Zudem ist zu beachten, dass 

es sich bei Sexualstraftaten regelmäßig um Offizialdelikte handelt, die von der Staats-

anwaltschaft ungeachtet des Willens der betroffenen Person verfolgt werden müssen, 

sobald die Strafverfolgungsbehörden Kenntnis von der Straftat erlangen. 

 
Der ausdrückliche Wille der Landeskirche, bei sexualisierter Gewalt eng mit Polizei und 

Staatsanwaltschaft zusammenzuarbeiten, basiert auch auf Artikel 5 Absatz 1 der Kir-

chenverfassung (KVerf), mit dem sich die Landeskirche zur rechtsstaatlichen Ordnung 

als Voraussetzung für ein gerechtes Zusammenleben bekennt. Dazu gehört auch das Ein-

schalten der Strafverfolgungsbehörden, weil das Strafrecht mit seiner (general)präven-

tiven Wirkung ein unverzichtbarer Baustein zur Verhinderung sexualisierter Gewalt ist. 

 
Insgesamt gilt der Grundsatz, dass die Kirche nicht selbst "polizeigleich" ermittelt, son-

dern immer staatliche Stellen einschaltet, wie es zum Beispiel bei sexualisierter Gewalt 

in Kindertagesstätten gesetzlich vorgeschrieben ist (Meldepflicht beim Landessozialamt  

gemäß § 47 Satz 1 Nr. 2 SGB VIII). Diese Vorgehensweise sorgt für Transparenz und 

beugt dem Vorwurf vor, dass Fälle sexualisierter Gewalt nicht mit der notwendigen 

Intensität verfolgt oder vermeintlich geringere oder gar täter- bzw. täterinnenschüt-

zende Maßstäbe bei der Prüfung angelegt werden. 

 

5. Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen 

Als eine der ersten Landeskirchen hat die Landeskirche Hannovers im Jahr 2012 Leis-

tungen in Anerkennung erlittenen Leids an Opfer sexualisierter Gewalt eingeführt. Sie 

folgte damit einer Empfehlung des von der Bundesregierung eingesetzten Runden  

Tisches Sexueller Kindesmissbrauch aus dem Jahr 2011. Leistungen in Anerkennung 
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erlittenen Leids bzw. Unrechts sind Teil eines individuellen Anerkennungs- und Unter-

stützungssystems, mit dem die Landeskirche und das Diakonische Werk in Niedersach-

sen ihre institutionelle Verantwortung für die sexualisierte Gewalt anerkennen, die 

Menschen in Einrichtungen der Landeskirche und ihrer Diakonie erlitten haben. Ent-

sprechend dieser Zwecksetzung werden Leistungen in Anerkennung erlittenen  

Unrechts ohne Anerkennung einer Rechtspflicht immer dann gezahlt, wenn Betroffene 

glaubhaft darlegen, dass sie in einer kirchlichen oder diakonischen Einrichtung sexua-

lisierte Gewalt erleben mussten. Leistungen können auch dann erbracht werden, wenn 

Rechtsansprüche bereits verjährt sind oder wenn eine gerichtliche Geltendmachung 

den Betroffenen z.B. wegen der Gefahr einer Retraumatisierung nicht zumutbar ist. 

 
Die ehemalige "Unabhängige Kommission" der Landeskirche ist inzwischen als  

"Anerkennungskommission" tätig und entscheidet über die vorstehend beschriebenen 

Anerkennungsleistungen. In ihr sind die konföderierten Kirchen und die evangelische 

Kirche Bremen vertreten. Sie arbeitet aktuell nach einer vom Rat der Konföderation 

am 7. Februar 2022 beschlossenen Ordnung, die wiederum auf einer Musterordnung 

der EKD basiert. 

 
Immer wieder wird bemängelt, dass in den Landeskirchen und diakonischen Landes-

verbänden bundesweit nicht flächendeckend vergleichbare Verfahren der Anerkennung 

angewendet und keine ähnlich hohen Anerkennungsleistungen für vergleichbare Fälle 

zugesprochen werden. Grund dafür ist, dass nicht alle Kirchen der EKD die Muster- 

ordnung übernommen, sondern eigene Grundsätze für die Bestimmung der Höhe von 

Anerkennungsleistungen geschaffen haben. 

 
Während zum Beispiel die noch aktuelle Musterordnung der EKD eine individuelle  

Bestimmung der Leistungen anhand von vergleichbaren Schmerzensgeldzahlungen 

vorsieht, haben andere Kirchen ein System von Pauschalleistungen geschaffen. Derzeit 

läuft daher ein Stellungnahmeverfahren der EKD für eine neue Anerkennungsrichtlinie. 

Der Entwurf dieser neuen Anerkennungsregelung sieht eine Kombination aus einer 

Pauschalleistung mit einer individuellen Zahlung vor. Der finale Entwurf wird nach  

Abschluss des Stellungnahmeverfahrens der Kirchenkonferenz der EKD voraussichtlich 

zu ihrer Sitzung am 19./20. März 2025 vorgelegt, bevor er vom Rat der EKD beschlos-

sen wird. Sodann wird er den Gliedkirchen zur Übernahme empfohlen. 

 
Neben den Leistungen in Anerkennung des erlittenen Unrechts, die zwar kein Schmer-

zensgeld im Sinne des § 253 Absatz 2 BGB sind, aber eine vergleichbare Funktion 

haben (Kompensation und Anerkennung eines immateriellen Schadens), zahlt die Lan-

deskirche Hannovers auf Antrag auch Unterstützungsleistungen, d.h. Leistungen für 

Therapien o.Ä., soweit die Krankenkassen keine Finanzierung erbringen und die  
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Therapie das erlittene Leid lindern kann. Hierfür ist nicht die Anerkennungskommission 

zuständig, sondern es entscheidet das Landeskirchenamt auf Empfehlung und nach 

Prüfung durch die Fachstelle. Daneben können entsprechende kirchliche Leistungen 

auch über den Fonds "Sexueller Missbrauch" beantragt werden, der beim Bundesamt 

für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben angesiedelt ist. Dort beantragte Leis-

tungen werden direkt von der Kirche bezahlt, in deren Bereich die Tat begangen wurde. 

Es handelt sich also nicht um eine staatlich finanzierte Unterstützung, auch wenn der 

Antrag bei einer staatlichen Stelle gestellt wird. 

 

6. Aufarbeitung 

Während die ForuM-Studie grundsätzliche wissenschaftliche Zusammenhänge  

erforscht hat, sollen nun die "Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommissionen" 

(URAK) eine unabhängige und regionalbezogene institutionelle Aufarbeitung ermög-

lichen und dadurch das bestehende System der Aufarbeitung ergänzen. Grundlage für 

die URAK, die die Konföderation und die evangelische Kirche Bremen gemeinsam in 

einem Verbund bilden, ist die durch die Landeskirche Hannovers am 22. Februar 2024 

mitunterzeichnete "Gemeinsame Erklärung der EKD, der Diakonie Deutschland und der 

Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) 

über eine unabhängige Aufarbeitung von sexualisierter Gewalt in der evangelischen 

Kirche und Diakonie nach verbindlichen Kriterien und Standards". 

 
Die URAK Konföderation/Bremen ist eine unselbstständige Einrichtung der Konfödera-

tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen. Sie wurde durch Beschluss des Rates der 

Konföderation bereits am 12. Dezember 2022 errichtet, also schon etwa ein Jahr bevor 

die Gemeinsame Erklärung unterzeichnet wurde. Damit waren die niedersächsischen 

Kirchen EKD-weit Vorreiter bei der Bildung der URAK. Die bremische Evangelische Kir-

che hat sich durch eine Vereinbarung mit der Konföderation vom 18. Dezember 

2023/12. Februar 2024 der konföderierten URAK angeschlossen. Die Geschäftsführung 

der URAK ist beim DWiN angesiedelt und seit dem 1. April 2024 besetzt. Die Geschäfts-

führung ist fachlich nur von der oder dem Vorsitzenden der URAK weisungsabhängig. 

Die Kosten für die Geschäftsführung sowie die Reisekosten und Sitzungsgelder werden 

gemäß einer Vereinbarung zwischen den Kirchen der Konföderation und der bremi-

schen Kirche aufgeteilt. Die Aufteilung ergibt sich aus der Quote der Kirchenmitglieder 

je Kirche, gemessen an allen Kirchenmitgliedern in der Konföderation und Bremen. Die 

Vereinbarung wurde am 18. Dezember 2023/12. Februar 2024/14. März 2024 von der 

Konföderation für ihre Kirchen, von der bremischen Kirche und vom DWiN unterzeich-

net. Das DWiN beteiligt sich wiederum an den Kosten der URAK mit 50 % bezüglich 

der Kosten, die auf seine landesverbandlichen Trägerkirchen entfallen. Die schriftliche 

Vereinbarung, die die Beteiligung des DWiN regelt, steht kurz vor der Unterzeichnung. 
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Die Kommission für die Konföderation und Bremen wird aus neun Personen bestehen. 

Unter den Kommissionsmitgliedern sind drei aus dem Kreis der von sexualisierter  

Gewalt betroffenen Personen sowie drei Vertreterinnen oder Vertretern aus Kirche und 

Diakonie. Die verbleibenden drei Mitglieder sollen Expertinnen und Experten aus Wis-

senschaft, Fachpraxis, Justiz oder öffentlicher Verwaltung sein, die von den Landes- 

regierungen Bremen und Niedersachsen benannt werden. 

 

Ein erstes Betroffenenforum mit dem späteren Ziel der Benennung von drei betroffenen 

Personen als Mitglieder der URAK hat am 3. August 2024 in Hannover stattgefunden. 

Weitere Foren sind in der Planung. Die Besetzung mit den drei Personen aus Kirche 

und Diakonie ist durch einen öffentlichen Aufruf der Konföderation auf den Weg ge-

bracht worden. Der Rat der Konföderation und die bremische Kirche entscheiden über 

die Auswahl der Vertreterinnen und Vertreter aus Kirche und Diakonie insbesondere 

aus dem Kreis der Personen, die nach dem Aufruf ihr Interesse zur Mitarbeit in der 

URAK bekundet haben. Auf die Benennung der Personen aus dem Kreis der betroffenen 

Menschen und die der Landesregierungen (eine Person Bremen, zwei Personen Nieder-

sachsen) haben die Kirchen und die diakonischen Landesverbände keinen Einfluss. 

 

Die URAK Konföderation/Bremen wird spätestens bis März 2025 vollständig besetzt 

sein und ihre Arbeit aufnehmen. 

 

Die Aufarbeitung der Landeskirche wird sich jedoch nicht auf die Arbeit der URAK  

beschränken. Zusammen mit den anderen Landeskirchen der EKD prüft die Landeskir-

che Hannovers, wie das individuell erlebte Unrecht, das Leid und die Folgen des Miss-

brauchs weiter aufgearbeitet werden können. Dazu gehört auch die Überlegung, einen 

Gedächtnisort für die Betroffenen von sexualisierter Gewalt zu schaffen. 

 

Auch weiterhin wird es individuelle, von der Landeskirche angestoßene und durch  

unabhängige Expertinnen und Experten durchgeführte Aufarbeitungen geben. Die Lan-

deskirche verfügt jedoch nicht über die Kapazitäten, zu jedem einzelnen Fall eine um-

fassende Aufarbeitung in Auftrag zu geben. Gleichwohl muss jeder Fall dokumentiert 

und in einem gewissen Umfang auch begutachtet werden. Hierzu arbeitet die AGgsG 

an einem Konzept für Kurzgutachten. Dabei wird die AG auch die Kosten zu berück-

sichtigen haben und einen realistischen Zeitplan erarbeiten müssen, innerhalb dessen 

diese Gutachten erstellt werden können. 

 

Zu den Kriterien der weiteren allgemeinen institutionellen Aufarbeitung und insbeson-

dere zu der Frage, nach welchen Maßstäben die Personalakten einbezogen werden, 
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muss zwingend eine Verständigung auf EKD-Ebene erfolgen. Ansonsten werden die 

Ergebnisse weiterer Untersuchungen unter den Gliedkirchen der EKD nicht vergleichbar 

sein und die Aussagekraft würde erheblich geschwächt. 

 

Bedauerlich ist in diesem Zusammenhang, dass staatlich gesetzte gesamtgesellschaft-

liche Standards für die Aufarbeitung sexualisierter Gewalt nicht existieren. Auch das 

im Entwurf befindliche UBSKM-Gesetz wird diese Lücke voraussichtlich nicht oder  

zumindest nicht zufriedenstellend schließen. Der Entwurf wurde am 19. Juni 2024 im 

Bundeskabinett beschlossen; die erste Beratung erfolgte am 27. September im  

Bundesrat. 

 

7. Aktenführung, Datenschutz, Persönlichkeitsschutz 

Die AGgsG befasst sich derzeit intensiv mit Fragen der Aktenführung und den Einsichts-

rechten Betroffener. Dabei ist zwischen Personalakten, Disziplinarakten und Fallakten 

zu unterscheiden. Von besonderer Bedeutung für Betroffene ist ein bislang so noch 

nicht existierendes Einsichtsrecht in Disziplinarakten und der Wunsch einer generellen 

Verbesserung der rechtlichen Stellung Betroffener im Disziplinarverfahren gegen die 

Täter und Täterinnen. Um diese rechtlichen Defizite zu beheben, hat die EKD einen 

Entwurf zur Änderung des Disziplinargesetzes vorgelegt, der unter Beachtung der 

schutzwürdigen Interessen der Beschuldigten die Position der Betroffenen besser in 

den Blick nimmt. Voraussichtlich im November 2024 wird die EKD-Synode über diesen 

Entwurf beschließen (Anmerkung: Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Aktenstückes 

hat die EKD-Synode noch nicht getagt). Zu betonen ist jedoch, dass die Stellung  

Betroffener im kirchlichen Disziplinargesetz bereits in der geltenden Fassung deutlich 

besser ist als im staatlichen Bereich. 

 

Keine Verbesserung der Akteneinsichtsrechte für Betroffene bringt die Vorschrift des 

§ 50a Datenschutzgesetz der EKD. Dieser Paragraf wurde im Vorfeld der ForuM-Studie 

in das Datenschutzgesetz aufgenommen, um eine Rechtsgrundlage für die Offenlegung 

von Akten mit personenbezogenen Daten gegenüber Wissenschaftlerinnen und  

Wissenschaftlern zum Zwecke der institutionellen Aufarbeitung zu schaffen. Eine  

Erlaubnisnorm für die Einsicht betroffener Personen zum Zwecke der individuellen,  

persönlichen Aufarbeitung ist die genannte Vorschrift also nicht. Es bleibt daher abzu-

warten, welche Auswirkungen die beabsichtigte Änderung des Disziplinargesetzes  

haben wird. 
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8. Kulturwandel 

Während in der ForuM-Studie der Begriff des Kulturwandels nur an einer Stelle  

erscheint und sich dort auf eine Veränderung in Bezug auf Nähe und Distanz kon-

zentriert ("Nähe werde geschätzt, Distanz aber nicht. Daher gehe es um nicht weniger 

als einen 'Kulturwandel' in der Evangelischen Kirche", ForuM-Studie S. 166), wird der 

erforderliche Kulturwandel in den Diskursen seit der Veröffentlichung der Studie  

wesentlich umfassender verstanden. 

 

Den Grundstein für die Weitung des Begriffs "Kulturwandel" legt die ForuM-Studie  

– ohne ihn erneut so zu nennen – in ihren Schlussfolgerungen (S. 817 ff.), indem sie 

die Ursachen für sexualisierte Gewalt regelmäßig mit dem Begriff der "Kultur" verbin-

det (z.B. "spezielle evangelische Kultur der Ermöglichung, Verdeckung …", S. 822; 

"Kultur des Schweigens", S. 824, "Fehlerkultur" und "Leitungs- und Führungskultur", 

S. 827, "Kultur der Nicht-Grenzachtung", S. 828, "rechtskulturelle Praxen in Diszipli-

narverfahren", S. 830). 

 

Vor diesem Hintergrund lässt sich der Kulturwandel nicht auf bestimmte Maßnahmen  

beschränken, sondern meint die Gesamtheit aller notwendigen, äußerlich sichtbaren  

Veränderungen auf der Grundlage einer zu ändernden inneren Haltung. 

 

Auf dem Weg, der mit digitalen Zusammenkünften und unterschiedlichen Diskussions-

formaten begonnen wurde, wird ein wichtiger Beitrag für diesen Kulturwandel auch ein 

sog. Werkstatttag sein, den die Landeskirche am 10. Dezember 2024 im Hannover 

Congress Centrum veranstalten wird. Eingeladen sind alle beruflich in der Kirche  

Tätigen in den Kirchengemeinden und Einrichtungen, die Mitglieder der Kirchen- 

vorstände und die Vorstände der Kirchenkreissynoden sowie die Mitglieder der Landes-

synode. Der Werkstatttag soll eine Möglichkeit bieten, Themen und strukturelle Verän-

derungsvorschläge für den notwendigen Kulturwandel zu erarbeiten. Ausgangspunkt 

sollen die Fragestellungen sein, die sich in breit angelegten Zoomkonferenzen und bei 

Präsenz-Veranstaltungen in den vergangenen Wochen und Monaten herauskristallisiert 

haben. Wie schaffen wir es, die Sicherheit in der Kirche weiter zu erhöhen? Was müs-

sen wir dafür strukturell, aber auch theologisch und liturgisch in den Blick nehmen? 

Was brauchen wir, um zu einem positiveren Umgang mit der (Gestaltungs-)Macht und 

der damit verbundenen Verantwortung in der Kirche zu kommen? Wie kann es  

gelingen, Verantwortlichkeiten klarer zu benennen und Entscheidungsprozesse zu ver-

einfachen? Mit den Ergebnissen soll dann weitergearbeitet werden; der Werkstatttag 

markiert also nicht das Ende des Diskussionsprozesses. 
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9. Finanzielles Engagement der Landeskirche 

Die Landeskirche engagiert sich seit Jahren mit erheblichen finanziellen Mitteln für die 

Prävention, Intervention und Aufarbeitung sexualisierter Gewalt. Dies geschieht durch 

personellen Einsatz (Fachstelle, persönlicher Referent des Präsidenten) und durch 

Sachmittel (Anerkennungsleistungen, Therapiekosten, Begleitung betroffener Perso-

nen durch externe Expertinnen und Experten etc., Aufarbeitungen, Beteiligung an der 

URAK, Kosten für Schulungen). Im Jahr 2025 ist, soweit der Haushalt so beschlossen 

wird, mit den nachfolgend genannten Ausgaben zu rechnen, wobei die Kosten für die 

Räume und die Büroausstattung sowie die Personalkosten der Personen, die sich im 

Rahmen ihrer allgemeinen Aufgaben mit dem Thema "Sexualisierte Gewalt" – zum 

Beispiel in Arbeitsgruppen oder in der Pressestelle - beschäftigen, nicht mitgerechnet 

sind. Ebenfalls nicht mitgerechnet sind die Leistungen, die das Diakonische Werk als 

Werk der Landeskirche Hannovers erbringt. 

 
Voraussichtliche Kosten der Landeskirche für 2025 

Haushalt Fachstelle sexualisierte Gewalt: 1 890 100 Euro

Referent bzgl. sexualisierter Gewalt: 120 000 Euro

Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission (URAK): 207 000 Euro

Zusätzlich für Schulungen, Öffentlichkeitsarbeit: 500 000 Euro

 

Kaum planbar sind die Kosten für Anerkennungsleistungen, über die die Anerken-

nungskommission entscheidet. Die Landeskirche hat sich verpflichtet, die Entscheidun-

gen der Anerkennungskommission umzusetzen und zugesprochene Anerkennungsleis-

tungen uneingeschränkt an Betroffene auszuzahlen. Soweit durch einen Anstieg dieser 

Leistungen der Ansatz der Fachstelle überschritten werden sollte, etwa weil sich die 

Antragszahlen in Summe erhöhen oder weil in schweren Fällen sehr hohe Leistungen 

zugesprochen werden, wird haushaltsrechtlich unterjährig nachzusteuern sein. 

 

 

II. 

Synodenbeschlüsse 

 

Die Landessynode hatte während ihrer X. Tagung vom 5. bis 8. Juni 2024 in Loccum ver-

schiedene Beschlüsse zum Thema "Sexualisierte Gewalt" gefasst, die sich auch direkt oder 

indirekt an das Landeskirchenamt oder die Fachstelle gerichtet haben. In diesem zweiten 

Teil wird die Beschlusslage noch einmal vorgestellt und kurz auf den aktuellen Sachstand 

eingegangen. 
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1. Mittel Kommunikation und Prävention Sexualisierte Gewalt 

Beschluss: 

"Das Landeskirchenamt wird gebeten, im Haushaltsplan für das Jahr 2025 einen Betrag 

von 500 000 Euro einzuplanen. Diese Mittel sollen entsprechend der Regeln des  

Finanzausgleichsgesetzes an die Kirchenkreise ausgeschüttet werden. Sie sind zweck-

gebunden für die Kommunikation zur Prävention sexualisierter Gewalt (einschließlich 

entsprechender Schulungen) einzusetzen." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 2.5) 

Sachstand: 

Die Mittel sind in den Haushaltsplan eingestellt, und zwar auch noch einmal für das 

Jahr 2026. Ein wichtiges Ziel ist es, die Schulungsangebote so auszuweiten, dass jede  

Person, die sich anmeldet, zügig geschult werden kann. Die Kirchenkreise sollen mit 

den Mitteln insbesondere dabei unterstützt werden, die notwendigen personelle Res-

sourcen für die Schulungen vor Ort zu finanzieren. Die Mittel werden ohne weiteres 

Antragserfordernis über das FAG ausgeschüttet. 

 

2. Schutzkonzept gegen sexualisierte Gewalt für die Landessynode 

Beschluss: 

"Das Präsidium der Landessynode (federführend) und der Rechtsausschuss werden  

gebeten, gemeinsam mit der Fachstelle Sexualisierte Gewalt der Landeskirche ein 

Schutzkonzept zur Beschlussfassung vorzulegen." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 3.8) 

Sachstand: 

Hierzu hat sich eine Steuerungsgruppe mit vier Mitgliedern aus dem Rechtsausschuss 

und dem Präsidium gebildet. Das erste Treffen mit der Steuerungsgruppe fand am  

1. Oktober 2024 statt, in dem die Fachstelle eine erste Beratung übernommen hat. 

Muster aus anderen vergleichbaren Gremien werden in den Prozess eingebunden. Ein 

Fragenkatalog für eine Risikoressourcenanalyse wurde in die Steuerungsgruppe gege-

ben, die Risiko-/Ressourcenanalyse läuft derzeit. In den vergangenen zwei Tagungen 

der Landessynode wurden erste Bausteine des Schutzkonzeptes (Haltung, Ansprech-

personen) bereits erprobt. 

 

3. Strukturelle Partizipation von Betroffenenvertretungen in kirchlichen Beratungsgängen 

Beschluss: 

"Das Landeskirchenamt wird gebeten, gemeinsam mit Betroffenen und in Zusammen-

arbeit mit der Arbeitsgruppe gegen sexualisierte Gewalt (AGgsG) sowie der Fachstelle 

Sexualisierte Gewalt, der Landessynode bis zu ihrer nächsten Tagung im November 

2024 einen Vorschlag zu erarbeiten, wie die Partizipation von Betroffenenvertretern in 

kirchlichen Beratungsgängen strukturell eingebunden werden kann." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 3.9) 
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Sachstand: 

Die Arbeitsgruppe gegen sexualisierte Gewalt hat ein entsprechendes Papier erarbeitet, 

das der Landessynode als Anhang zu diesem Aktenstück vorgelegt wird. 

 

4. Grundschulung im Rahmen der Prävention sexualisierter Gewalt für die Mitglieder der 

Landessynode 

Beschluss: 

"Das Präsidium der Landessynode wird gebeten, gemeinsam mit der Fachstelle Sexu-

alisierte Gewalt bis zur XI. Tagung im November 2024 zu prüfen, ob alle Mitglieder der 

26. Landessynode an einer Grundschulung teilgenommen haben. Nicht geschulte  

Mitglieder sollen zu einer Teilnahme aufgefordert werden und sind dabei ggf. zu unter-

stützen." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 3.11) 

Sachstand: 

Zum 16. September 2024 haben zwei Grundschulungen nur für Mitglieder der Landes-

synode stattgefunden und eine weitere gemeinsam mit Mitarbeitenden des LKA bzw. 

aus anderen Bereichen der Landeskirche. Die Geschäftsstelle der Landessynode hat 

Informationen versendet und die allgemeinen Grundschulungen der Fachstelle wurden 

explizit für Mitglieder der Landessynode geöffnet. Zudem haben die Mitglieder auch 

bereits in anderen Zusammenhängen an der standardisierten Grundschulung  

teilgenommen. 

 

5. Kirchengesetz zur Umsetzung der Richtlinie der Evangelischen Kirche in Deutschland 

zum Schutz vor sexualisierter Gewalt 

Beschluss: 

"Das Landeskirchenamt wird gebeten, bis zur XI. Tagung der Landessynode im 

November 2024 einen Entwurf für ein Kirchengesetz zur Umsetzung der Richtlinie  

der Evangelischen Kirche in Deutschland zum Schutz vor sexualisierter Gewalt  

vorzulegen." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 3.13) 

Sachstand: 

Die Gewaltschutzrichtlinie der EKD wurde einstimmig im Herbst 2019, also noch vor 

der Veröffentlichung der ForuM-Studie vom Rat der EKD verabschiedet. Sie setzt einen 

verbindlichen Regelungsrahmen für alle Landeskirchen und diakonischen Landesver-

bände. Die Gewaltschutzrichtlinie enthält nicht nur materielle Vorschriften (Gebote und 

Verbote), sondern auch organisatorische Mindestanforderungen zum Schutz vor sexu-

alisierter Gewalt. Sie verpflichtet u.a. dazu, Schutzkonzepte in den Kirchengemeinden, 

Kirchenkreisen und Einrichtungen zu entwickeln, Prävention und Intervention sicher-
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zustellen, Meldestellen zu etablieren sowie eine Anerkennungskommission einzurich-

ten. Hervorzuheben ist auch das Abstinenzgebot, das in Seelsorge- und Vertrauens-

verhältnissen sexuelle Kontakte untersagt. 

 
Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers hat die Vorgaben umgesetzt, aber 

anders als andere Landeskirchen hat sie die Regelungen der Gewaltschutzrichtlinie 

nicht in Form eines Gesetzes übernommen, sondern überwiegend in Form von Verwal-

tungsvorschriften. Diese Art der Regelung ermöglicht zwar ein schnelles Reagieren auf 

Anpassungsbedarfe, allerdings wird sie auf Dauer der Bedeutung der Materie nicht  

gerecht. Zudem würde ein landeskirchliches Gesetz – in den Formulierungen möglichst 

nah an der Gewaltschutzrichtlinie der EKD – die Grundsätze des Umgangs mit sexua-

lisierter Gewalt an einer Stelle bündeln und so für die Gesetzesanwendenden, aber 

auch für die kirchliche und allgemeine Öffentlichkeit sehr leicht erkennbar machen, 

nach welchen Standards die Landeskirche sexualisierte Gewalt verhindert und  

aufarbeitet. 

 
Allerdings ist eine wichtige Folge aus der ForuM-Studie die Anpassung der Gewalt-

schutzrichtlinie der EKD. Es ist daher abzuwarten, wann und in welchem Umfang eine 

Änderung vollzogen wird, bevor sie in ein landeskirchliches Gesetz übertragen wird. 

Insbesondere sind die Beratungen anlässlich der EKD-Synode vom 10. bis 13 Novem-

ber 2024 abzuwarten. Für den Fall, dass eine Änderung der Gewaltschutzrichtlinie auf 

EKD-Ebene einen längeren Zeitraum in Anspruch nimmt, wird die Landeskirche die 

derzeit noch auf Verwaltungsebene gefassten Regelungen weiterhin laufend prüfen und 

erforderlichenfalls nachsteuern. 

 
Wichtig zu betonen ist, dass die aktuelle Rechtslage in der Landeskirche – noch ohne 

ein zentrales Gewaltschutzgesetz – keinesfalls eine inhaltlich schlechtere Umsetzung 

der Vorgaben zum Umgang mit sexualisierter Gewalt bedeutet. Die Regelungen sind 

als Verwaltungsvorschriften ebenso verbindlich wie gesetzliche Bestimmungen. 

 

6. Einbeziehung technischer Methoden bei der weiteren Suche nach Opfern sexualisierter 

Gewalt 

Beschluss: 

"Das Landeskirchenamt wird gebeten, in enger Zusammenarbeit mit der Fachstelle  
Sexualisierte Gewalt ein Konzept zu erarbeiten, das speziell Vorschläge und Vorge-
hensweisen erarbeitet, die die Suche nach weiteren Opfern sexualisierter Gewalt auch 
unter Einbeziehung moderner technischer Methoden, wie etwa zur Dokumenten- und 
Datenanalyse, strukturiert ermöglicht. 
Der Landessynode ist in ihrer Tagung im November 2024 zu berichten." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 3.14) 
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Sachstand: 

Das Landeskirchenamt (Referat Archiv und Fachstelle) hat die Einbeziehung moderner 

technischer Methoden zur Dokumenten- und Datenanalyse geprüft. Die Ergebnisse der 

Prüfung sind an anderer Stelle ausführlicher dargestellt und können hier nur zusam-

mengefasst präsentiert werden. 

Im Einzelnen: 

Die automatisierte Analyse großer Textmengen besitzt gegenüber der subjektiven 

menschlichen Textauswertung ein großes Potenzial vor allem in Bezug auf Effizienz und 

Genauigkeit. Große Mengen an Daten können in kürzester Zeit auf eine vorgegebene 

Fragestellung hin analysiert werden, und bei Einsatz künstlicher Intelligenz können 

Muster und Anomalien in Texten identifiziert werden, die für Menschen schwer zu  

erkennen sind. 

Zunächst könnte eine rein maschinelle Texterkennung in Betracht gezogen werden 

(ohne KI). In einer digital abgebildeten Wortmenge können vorgegebene Begriffe und 

damit u.U. relevante Informationen maschinell identifiziert werden ("Volltextsuche"). 

Weitergehend wäre eine KI-gestützte Textanalyse unter Anwendung entsprechender 

Auswertungsmethoden (z.B. Wortfrequenzanalyse, Gewichtung von Wörtern aufgrund 

ihrer Häufigkeit in einem Textkorpus und/oder Erfassung von semantischen Ähnlich-

keiten durch "word embedding", also der Erfassung der Bedeutung von und Beziehung 

zwischen Wörtern). 

Die Voraussetzungen und Herausforderungen einer digitalen bzw. KI-gestützten 

Textanalyse sind jedoch nicht zu unterschätzen. Die zu analysierenden potenziell rele-

vanten Aktenbestände müssen definiert werden und sodann müssen "digitale Images" 

der zu analysierenden Dokumente erstellt werden. Diese "Images" müssen schließlich 

in maschinenlesbare Schriftzeichen umgewandelt werden. 

Die größte Herausforderung ist dabei die notwendige massenhafte Digitalisierung der 

Aktenbestände, die hohe Kosten verursacht. Selbst wenn man nur an eine "Wegwerf-

digitalisierung", d.h. an eine Digitalisierung allein zum Zweck der Auswertung, also 

ohne langfristige Speicherung der entstehenden Daten denken wollte, lägen die Kosten 

für die reine Digitalisierung, ohne Personalkosten und noch vor Anwendung der  

genannten Auswertungsverfahren, deutlich im siebenstelligen Bereich (Grundlage: 

mindestens 450 laufende Meter der nur im landeskirchlichen Archiv gelagerten Akten-

bestände, ca. 8 Mio. Seiten, bestehend aus Personalakten der Mitarbeitenden, Perso-

nalakten des Pfarrpersonals, Personalakten im Landeskirchenamt, Personalakten der 

Leitungsorgane und der Landessuperintendenturen). Die Kosten für die hinzukom-

mende KI-gestützte semantische Textanalyse sind kaum zu schätzen. 
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Gleichwohl eröffnet diese Art der Auswertung neue Möglichkeiten. Wenn der Weg wei-

terverfolgt werden soll, wäre durch die Einholung konkreter Angebote zu prüfen, wel-

che finanziellen Mittel angesichts zu erwartender Erkenntnisse die Landeskirche bereit 

ist, zu investieren. Notwendig wäre auch eine Abstimmung mit der EKD zu der Frage, 

ob und inwieweit auch andere Kirchen diese Art der Aktenauswertung in Betracht zie-

hen, um ggf. ein gemeinsames Projekt aufzusetzen. Schließlich wäre auch abzuwarten, 

bis klar ist, wie EKD-weit mit der unvollständigen Auswertung der Personalakten an-

lässlich der ForuM-Studie umgegangen werden soll, also ob diese nachgeholt werden 

soll und wenn ja, unter welcher Fragestellung. 

 

7. Folgen bei der Weigerung an Schulungen teilzunehmen 

Beschluss: 

"Der Ausschuss für kirchliche Mitarbeit (federführend) und der Rechtsausschuss wer-

den gebeten, das in Erarbeitung befindliche Ehrenamtsgesetz im Hinblick auf die Sen-

sibilität gegenüber sexualisierter Gewalt zu überarbeiten. In das Ehrenamtsgesetz soll 

übernommen werden, wie mit Ehrenamtlichen umgegangen wird, die sich weigern, an 

Grundschulungen zur Prävention teilzunehmen." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 3.10) 

Sachstand: 

Dieser Antrag richtete sich nicht an das Landeskirchenamt oder die Fachstelle, dennoch 

soll zum aktuellen Entwurfsstand berichtet werden. 

 
In § 14 Absatz 4 des Entwurfs eines Kirchengesetzes über das ehrenamtliche Engage-

ment in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers (EAG) ist die Verpflich-

tung normiert, dass ehrenamtlich Mitarbeitende im Rahmen der jeweils geltenden Best-

immungen an Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen haben, in denen die erfor-

derlichen Kenntnisse und Befähigungen zur Prävention sexualisierter Gewalt vermittelt 

werden. Wenn eine ehrenamtlich mitarbeitende Person dieser Verpflichtung nicht nach-

kommt, ist gemäß § 7 Absatz 2 Nr. 2 EAG die Entlassung aus der ehrenamtlichen Mit-

arbeit vorgesehen (vgl. Aktenstück Nr. 84 - zur Verfügung gestellt zu dieser Tagung). 

 
Eine entsprechende Regelung ist für Mitglieder des Kirchenvorstandes in einer beabsich-

tigten Änderung des KVBG vorgesehen (Kirchengesetz zur Änderung des Rechts der 

kirchlichen Körperschaften und der kirchlichen Amtshandlungen). Demnach hat der Kir-

chenkreisvorstand ein Mitglied des Kirchenvorstandes zu entlassen, wenn es sich weigert, 

an vorgegebenen Präventionsfortbildungen teilzunehmen (vgl. Aktenstück Nr. 110 - zur 

Verfügung gestellt zu dieser Tagung). Gleiches soll zukünftig für Mitglieder der Kirchen-

kreissynode gelten. Die entlassende Stelle ist in diesem Fall das Landeskirchenamt. 
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Strukturelle Partizipation von Betroffenenvertretenden  
 in synodalen Beratungsgängen 

1. Der Au�rag 

Die 26. Landessynode hat während ihrer X. Tagung in der 51. Sitzung am 7. Juni 2024 im Zusammen-

hang mit der Verhandlung über den Bericht des Landeskirchenamtes betreffend Sexualisierte Gewalt 

in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers - Konsequenzen aus Aufarbeitungsstudien 

und der Praxis der Fachstelle Sexualisierte Gewalt (Aktenstück Nr. 99) auf Antrag des Synodalen  

Surborg folgenden Beschluss gefasst:  

„Das Landeskirchenamt wird gebeten, gemeinsam mit Betroffenen und im Zusammenhang mit der 

Arbeitsgruppe gegen sexualisierte Gewalt (AGgSG) sowie der Fachstelle Sexualisierte Gewalt der Lan-

dessynode bis zu ihrer nächsten Tagung im November 2024 einen Vorschlag zu erarbeiten, wie die 

Par>zipa>on von Betroffenenvertretern in kirchlichen Beratungsgängen strukturell eingebunden  

werden kann.“  

2. Vorbemerkungen 

2.1. Synodale Beratungsgänge als Folie für Weiteres 

Der Au@rag der Landessynode umfasst „kirchliche Beratungsgänge“. Die Arbeitsgruppe des Landes-

kirchenamtes gegen Sexualisierte Gewalt (AGgSG)1 empfiehlt, das zu präzisieren und zunächst - un-

abhängig von der weiteren Entwicklung - synodale Beratungsgänge in den Blick zu nehmen. Als über-

geordnetes Gremium können die Beteiligungsentscheidungen der Landessynode für die weitere Ent-

wicklung zur Beteiligungsfrage in anderen kirchlichen Beratungsgängen eine wertvolle Folie bilden.  

2.2. Frage der Manda%erung 

Betroffene Personen sind keine homogene Gruppe. Betroffene Personen sprechen nicht grundsätz-

lich für Betroffene. Das Erlebte ist individuell und kann nur von jedem und jeder Einzelnen selbst dar-

gestellt werden. Betroffene Personen sind in Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers nicht 

per se organisiert. Es gibt verschiedenen Netzwerke und Ini>a>ven, lose Verbünde und Einzelne, aber 

keine Organisa>on von Vertretenden, die von betroffenen Personen manda>ert ist, für betroffene 

Personen in Raum der Landeskirche zu sprechen.  

Deshalb muss über verschiedene Formen der Manda>erung und Beteiligung beraten werden.  

Unter Punkt 7 macht die AG dazu einen Vorschlag.  

2.3. Unterschiedliche Formen der Entscheidungsfindung 

Die folgenden Aspekte zeigen die Bandbreite der Überlegungen auf, die in der AGgSG im Rahmen des 

synodalen Au@rags erörtert wurden und als Entscheidungshilfe bereitgestellt werden. Die finale Ent-

scheidung über die nächsten SchriJe muss durch synodale Ausschüsse, das Präsidium und schließlich 

durch die Landessynode getroffen werden.  

 
1 Mitglieder der AG: Präsident Dr. Lehmann, Vizepräsidenten Dr. Charbonnier und Dr. Mainusch, OKR Bro-

sch, Gerrit Eichhorn (MAV), Jochen Roth (DWiN), Benjamin Simon-Hinkelmann und Rebekka Neander 

(Pressestelle), eine betro0ene Person, Dörte Keske, Mareike Dee, Julia Nortrup und Andrea Radtke (alle 

Fachstelle, beratend), Silvia Mustert (Kanzlei des LB und kommiss. Geschäftsführung) 
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Für den Start in einen Beteiligungsprozess gibt es zwei grundsätzliche Möglichkeiten:  

2.3.1. Top-down-Ansatz 

Beim Top-down-Ansatz trägt die Landessynode die Hauptverantwortung für den Beteili-

gungsprozess und setzt gewisse Rahmenbedingungen wie Themen, Termine oder Prozesse. 

Innerhalb dieser Rahmenbedingungen kann der Spielraum für die Beteiligung von Betroffe-

nen unterschiedlich groß ausfallen. Top-down-Prozesse können teilweise rasch umgesetzt 

werden. Zu kleine Handlungs- und Gestaltungsspielräume können jedoch das Engagement 

der Betroffenen hemmen. Zu beachten ist die Analyse der ForuM-Studie, die darin die Gefahr 

eines scheinheiligen Ak>onismus sieht.  

2.3.2. Bo/om-up-Ansatz 

 Beim BoJom-up-Ansatz ergreifen Betroffene bzw. Betroffenengruppen bzw. betroffene Per-

sonen und ihre Unterstützer*innen die Ini>a>ve und tragen die Hauptverantwortung für den 

Beteiligungsprozess. Die Betroffenen legen die Rahmenbedingungen selbst fest und jede Per-

son beteiligt sich an den Problemlösungs- und Entscheidungsprozessen. 

Mögliche grundsätzliche Lei2ragen zu einer Entscheidungsfindung: 

Die AG geht davon aus, dass zwischen diesen beiden sehr grundsätzlichen Ansätzen ein Weg gefun-

den werden kann und empfiehlt deshalb zunächst, folgende Fragestellen bei den Beratungen  mitlau-

fen zu lassen: 

Was will die Beteiligung herstellen? 

Wie soll Beteiligung staOinden? 

Muss in mehreren Stufen gedacht und gehandelt werden, um einen Prozess zeitnah zu beginnen und 

erfahrungsoffen und damit zukun@sbereit zu organisieren? (Arbeiten kirchliche Gremien kün@ig mit 

Gedanken der „Liquid Democracy“2) 

Ein konkreter Vorschlag erfolgt unter Punkt 7.  

  3. Was meint „Beteiligung“? 

Bevor ein Beteiligungsprozess beginnt, muss geklärt werden, was unter Beteiligung verstanden wird. 

Die hier genannte Beteiligung betroffener Personen bezieht sich ausschließlich auf Menschen, die se-

xualisierte Gewalt im Rahmen von Kirche erfahren haben.  

 
2 Liquid Democracy (Vision und Konzept von Liquid Democracy | Liquid Democracy (liqd.net) ist ein Kon-

zept zur Verflüssigung der starren Strukturen der repräsentativen Demokratie. Liquid Democracy zielt auf 

drei wesentliche Verbesserungen des repräsentativen demokratischen Systems: 

1. Bürger*innen sollten sich jederzeit einbringen können, und nicht nur im Abstand von einigen Jah-

ren bei Wahlen 

2. Es sollte möglich sein, als Bürger*in zu entscheiden, ob und in welcher Form ich an politischen 

Entscheidungsprozessen teilhaben möchte 

3. Die Entwicklung von Lösungen und die Abstimmung darüber sollte allen Bürger*innen o0en ste-

hen, nicht nur Politiker*innen und organisierten Interessensvertreter*innen 

Das Ziel von Liquid Democracy ist es, mehr und flexiblere Beteiligungsmöglichkeiten für alle Bürger*innen 

zu scha0en. Liquid Democracy ist somit kein Staatskonzept, das die repräsentative Demokratie ersetzen 

soll. Es geht um die Erweiterung des Systems der repräsentativen Demokratie um mehr direkte Demokra-

tie.  
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Beteiligungsprozesse sind kommunika>ve Verfahren. Menschen, die kein Amt oder Mandat durch 

Wahl o.ä. haben, können so ak>v mitwirken an Entscheidungsverfahren. 

Bei Beteiligungsprozessen können betroffenen Personen bei der Suche, (Weiter-) Entwicklung, Um-

setzung und Auswertung von Maßnahmen, Beschlüssen oder Lösungen ak>v mitwirken, indem sie ihr 

Wissen und ihre Erfahrung einbringen. Ebenso kann Beteiligung bedeuten, dass Betroffene die The-

men setzen und die leitenden Gremien dieser Themensetzung folgen oder sie in ihre Agenda über-

nehmen.  

Beteiligung selbst kann unterschiedlich intensiv ausgestaltet werden: Stellungnahme zu vorgelegten 

Referent:innenentwürfen, Mitentwicklung von Vorschlägen, ak>ve Mitentscheidung. Die Intensität 

der Beteiligung fällt bei Beteiligungsprozessen unterschiedlich aus. Die Einflussmöglichkeiten be-

troffener Personen hängen zum einen von den Rahmenbedingungen und Zielen des jeweiligen Betei-

ligungsprozesses, zum anderen auch von individuellen Möglichkeiten und ihrer Unterstützung ab. Je 

mehr Beteiligung ermöglicht wird, desto stärker wird Deutungshoheit und Entscheidungsmacht ge-

teilt.  

  

4. Mögliche Formen der Beteiligung 

Grundsätzlich: 

Informa>on (Basis aller weiteren Beteiligung) 

Anhörungsrecht  

Mitwirkung/-beratung (Setzen eigener Themen für die TO einschließt) 

Mitbes>mmung (zu unterscheiden ist zwischen Benehmen und Einvernehmen)  

 

Folgende differenzierte Formen einer Beteiligung sind denkbar (diese Auflistung hat keinen An-

spruch auf Vollständigkeit und kann ergänzt werden):  

 

4.1. Betroffene Personen werden vor Beginn von Klärungs- und Entscheidungsprozessen zum 

Thema informiert und können eigene Vorschläge oder Anliegen zu kirchenpoli>schen Verfah-

ren oder Entscheidungen einbringen.   

4.2. Betroffene Personen sind grundsätzlich Mitglied der Gremien und an allen Sitzungen und 

Entscheidungen mit S>mmrecht beteiligt. (Problem: Synode ist ein Gremium mit gewählten 

Mitgliedern)  

4.3. Betroffene Personen nehmen mit beratender S>mme an allen oder ausgewählten Sitzungen 

teil.   

4.4. Betroffenenräte: Repräsenta>ve Gruppen von betroffenen Personen wählen z.B. per Los in-

nerhalb der Gruppe selbst Vertretende und erarbeiten Empfehlungen zu bes>mmten The-

men, über die sie im Vorfeld der Beratungen informiert werden oder die sie selbst vorschla-

gen.  

4.5. Öffentliche Konsulta>onen: Betroffene Personen haben die Möglichkeit, ihre Meinungen und 

Vorschläge zu bes>mmten Themen oder Projekten öffentlich bei Beratungen wie z.B. der Ta-

gung der Landessynode einzubringen.  
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4.6. Foren und Workshops: Veranstaltungen werden organisiert, um einen offenen Dialog zwi-

schen Betroffenen Personen und Entscheidungsträger:innen zu ermöglichen.  

4.7. Onlinebeteiligung: Durch digitale PlaOormen können betroffene Personen ihre Meinungen 

und Vorschläge online einreichen und disku>eren, z.B. bei Ehrenamtsgesetz 

4.8. Betroffene Personen können je nach Thema/ Fragestellung andere betroffene Personen 

manda>eren oder selbst ak>v sein. z.B. ähnlich Liquid democracy. 

  

5. Mögliche Schri/e der Beteiligung 

Grundsätzliche Vorüberlegungen 

In welchen Gremien, in welche Entscheidungsprozesse sollen betroffene Personen eingebunden wer-

den? In welche nicht? Warum? Wo ist es nö>g, förderlich, hinderlich, überfordernd, dringend gebo-

ten? Was ist leistbar und realis>sch? Welche synodalen Arbeitsformen gibt es? Welche weiteren An-

kerpunkte gibt es? Wie entstehen TO? Wie kann eine Transparenz der Tagesordnungen der Aus-

schüsse gewährleistet werden? Was bedeutet: Macht teilen, abgeben und/oder: Reicher an Erfah-

rung und Perspek>ven werden? 

  

5.1. Betroffene finden, die zur Mit- und Zusammenarbeit bereit sind 

Da betroffene Personen wie unter 2.2. beschrieben keine organisierte Gruppe mit klaren An-

sprechpartner*innen sind, eigenen sich zur Findung von betroffenen Personen für Beteili-

gungsprozesse Aufrufe: Betroffene Personen, die sich beteiligen möchten, werden durch 

Aufruf gesucht. Eine Anmeldung erfolgt digital durch ein Formular, das möglichst bedin-

gungslos formuliert ist. Wenige Grundbedingungen müssen von Anfang an kommuniziert 

werden, z.B. Bezug zur Landeskirche Hannovers (Wohnort oder Ort, an dem die Sexualisierte 

Gewalt verübt wurde).  

5.2. Rahmenbedingungen der Beteiligung klären 

Die jeweiligen Rahmenbedingungen wie grundsätzliche Informa>onen über eine Synode, zu 

erwartender Zeitaufwand, Aufwandsentschädigung, Tagungsorte, organisatorische Unter-

stützung, technische AusstaJung, Transparenz, Begleitungsmöglichkeiten werden bereits im 

Vorfeld z.B. im Aufruf selbst kommuniziert/ ausgehandelt/ festgelegt. 

5.3. Ziele und Möglichkeiten der Beteiligung gemeinsam festlegen 

5.4. Anforderungen an Beteiligte (betroffene und nicht betroffene Personen) gemeinsam festle-

gen  

Dieser Schritt kann erst hier erfolgen, da mit betro0enen Personen gemeinsam verabre-

det werden sollte:  

Über welches Wissen und welche Kompetenzen sollten die beteiligten Personen verfügen? • 

Welche Erfahrungen sollten die beteiligten Personen mitbringen? • Welches zeitliche Enga-

gement wird von den beteiligten Personen erwartet? • Sollen die betroffenen Personen ähn-

liche oder unterschiedliche Hintergründe mitbringen? 
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5.5. Rolle der betroffenen Personen klären 

 Welche Aufgaben übernehmen die Betroffenen und die anderen involvierten Personengrup-

pen im Beteiligungsprozess? • Welche Mitbes>mmungsmöglichkeiten bestehen für die Be-

troffenen und die anderen involvierten Personengruppen? • Wer ist  

(mit-)verantwortlich für die Planung, Umsetzung und Auswertung des Beteiligungsprozesses? 

5.6. Strukturen, Form und Prozesse der Beteiligung festlegen (z.B. Zeitdauer der Beteiligung) 

5.7. Prozess, Ergebnisse oder Zwischenschri/e kommunizieren (Wer, mit wem, wann, wie?) 

5.8. Ergebnisdokumenta%on, Ergebnisumsetzung planen, Umsetzung auswerten 

5.9. Controlling (abhängig von Arbeitsformen der Gremien) und Evalua%on  

  

6. Stolpersteine bei Beteiligungsprozessen  

 Unklare Verantwortlichkeiten und Rollen  

 Unklare Ziele und/oder zu hohen Erwartungen an den Beteiligungsprozess  

 Ungenügende Planung 

 Fehlende zeitliche, personelle und finanzielle Ressourcen  

 Mangelnde Flexibilität  

 Mangelnde Kompetenzen zur Steuerung des Beteiligungsprozesses  

 Gefahr der Instrumentalisierung: Betroffene werden nur zum Schein einbezogen, weil eine LK 

sich posi>v präsen>eren möchte.  

 Gefahr der EnJäuschung: Wenn Ergebnisse eines Beteiligungsprozesses nicht oder nur teil-

weise berücksich>gt werden 

 Verlängerte Zeitläufe bei möglichem Entscheidungsdruck 

 Freiwillige Verpflichtung der gewählten/ eingesetzten Kirchengremien fehlt, die Empfehlun-

gen umzusetzen/ zu berücksich>gen/ einzubeziehen 

 Prozessbegleitung, Modera>on wird einsei>g ausgewählt und festgelegt 

 Emo>onale Tiefe des Themas wird nicht berücksich>gt 

 Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit zwischen und innerhalb beteiligter Personengruppen 

>> mit welchen betroffenen Personen soll zusammengearbeitet werden? 

 Wenn nur Betroffene mit hohen projektrelevanten Kompetenzen oder einer ange-

nehmen Grundeinstellung einbezogen werden,  

 wenn die Heterogenität der Gruppe Entscheidungen blockiert  
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7. Empfehlung der AGgSG 

Zwei-Schienen-Modell 

Die AGgSG empfiehlt unter Einbeziehung der Überlegungen in Pkt. 1-6 zunächst ein „Zwei-Schienen-

Modell“, um möglichst zeitnah die zugesagte Par>zipa>on von betroffenen Personen an synodalen 

Beratungen zu ermöglichen. Eine Modera>on für beide Schienen muss von Anfang an eingeplant 

werden.  

  

 7.1. Manda%erte Gruppe von Betroffenenvertretenden 

Eine manda>erte feste Gruppe von betroffenen Personen wird zunächst grundsätzlich an Beratungen 

und Beschlüssen beteiligt, die das Thema „Sexualisierte Gewalt“ betreffen3.  

Die Manda>erung für diese feste Gruppe könnte sich an den Kriterien der Zusammensetzung des Be-

teiligungsforums und des Verbundbeirates orien>eren: z.B. Person nimmt stellvertretend für sein 

Kind teil, hat Anerkennungsleitungen bekommen etc. Die Ambivalenz der Kirchennähe und -ferne be-

troffener Personen muss mitberücksich>gt werden, um eine breit aufgestellte Vertretung zu haben. 

Ebenso gilt mitzudenken, wie bes>mmte betroffene Personengruppen, die sich nicht öffentlich äu-

ßern wollen, mit einbezogen werden.  

Möglich wäre ein offenes Betroffenenforum (selbstorganisiert, ggf. in der Organisa>on unterstützt), 

aus dem heraus Betroffenenvertretetende gewählt werden.  

Möglich ist auch ein öffentlicher Aufruf an betroffene Personen. Vorher müssen die Kriterien der Aus-

wahl und das auswählende Gremium kommuniziert werden. 

Gemeinsam muss festgelegt werden, welche Entscheidungskompetenz die Vertretenden haben. 

Zu klären ist, wie weitreichend die Beteiligung sein soll: 

 

Wählt man das Modell der Mitbes>mmung, wie es zum Beispiel auch aus dem Mitarbeitendenvertre-

tungsgesetz (MVG) bekannt ist, müsste die Betroffenenvertretung einer Entscheidung der Synode 

bzw. der jeweils zuständigen kirchlichen Organe zus>mmen. Eine rechtliche Norm, würde sie den 

Umgang mit sexualisierter Gewalt zum Gegenstand haben, könnte nach diesem Modell nur verab-

schiedet werden, wenn die Vertretung der Betroffenen ausdrücklich damit einverstanden ist. Eine 

solche Einschränkung der Entscheidungsbefugnisse müssten sich die kirchlichen Gremien freiwillig 

selbst auferlegen, denn sie ergeben sich derzeit nicht aus der Verfassung oder aus kirchengesetzli-

chen Vorschri@en.   

Wählt man das Modell der Anhörung, müssten die zuständigen kirchlichen Organe Rechtsetzungsvor-

haben zum Thema sexualisierte Gewalt vor Beschlussfassung der Vertretung der Betroffenen zur An-

hörung vorlegen. Wenn die Betroffenenvertretung Einwendungen erhebt, wäre das rechtsetzende 

kirchliche Organ dazu verpflichtet, inhaltlich auf die Einwendungen einzugehen und eine möglicher-

weise abweichende Entscheidung zu begründen. Dabei sollte die Anhörung schri@lich und idealer-

weise auch mündlich erfolgen. Im Ergebnis kann die Betroffenenvertretung eine Entscheidung des 

 
3 Es muss definiert werden, bei welchen Themen Betro0enenvertreter*innen beteiligt werden. Unbestrit-

ten sind Themen, die einen unmittelbaren oder expliziten Bezug zum Themenfeld sexualisierte Gewalt ha-

ben. Für weitere Themenfelder bieten Fachstelle und AGgSG an, die Themen der letzten Landesynoden zu 

scannen und daraus ein Themencluster zu erstellen als Grundlage für ein probeweises Entscheiden zu-

sammen mit der mandatierten Gruppe. 
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kirchlichen Organs in diesem Modell nicht verhindern. Auch hierbei würde es sich um eine Selbstver-

pflichtung handeln, weil es aktuell keine Vorschri@ gibt, die die Anhörung einer Betroffenenvertre-

tung vorschreibt. Allerdings ist die Anhörung von Interessenvertretungen in Gesetzgebungsvorhaben 

durchaus üblich und erprobt.    

7.2. Öffnung für alle betroffenen Personen für eine aktuelle Beteiligung und Mitsprache bei The-

men, die einen unmi/elbaren oder expliziten Bezug zum Themenfeld sexualisierte Gewalt haben  

Diese Öffnung z.B. bei Gesetzesentwürfen oder grundlegenden Texten kann über eine Onlinebeteili-

gung staOinden (vgl. Onlinebeteiligung Ehrenamtsgesetz4). Diese Form der Beteiligung bietet be-

troffenen Personen, die nicht öffentlich au@reten oder genannt werden möchten sowie betroffenen 

Personen, die nicht kon>nuierlich mitarbeiten möchten oder können, die Möglichkeit der Par>zipa-

>on. Ebenso kann so eine breitere S>mmen- und Meinungsbasis geschaffen werden. Beraten werden 

muss, wie diese Öffnung umgesetzt wird, wie die Kriterien für einen Aufruf sind, welche Infokanäle 

genutzt werden.  

  

8. XI. Tagung: 26. bis 29. November 2024 

Die AG empfiehlt zudem eine schnelle Klärung in folgenden Punkten: 

Werden betroffene Personen gezielt eingeladen? Wenn ja, warum? Wenn nein, warum nicht? 

Wenn nicht zur XI. Tagung, wann können sie dann mit einer Einladung rechnen? 

Haben sie Rederecht, wenn sie in der öffentlichen Sitzung im Publikum sind und sich äußern  

möchten? 

Wie werden diese Entscheidungen im Vorfeld klar und öffentlich kommuniziert? 

Ebenso empfiehlt die AG wieder ein Streaming dieser Beratung.  

 

 

20. September 2024 

AG des Landeskirchenamtes gegen Sexualisierte Gewalt in der Kirche (AGgSG) 

Dr. Jens Lehmann 

Silvia Mustert (komm. Geschäftsführung) 

 
4 Ehrenamtsgesetz | Landeskirche Hannovers (landeskirche-hannovers.de) 


